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Beschluss
des Landtags vom 5. November 2014

Auftrag des Untersuchungsausschusses „Die Aufarbeitung 
der Kontakte und Aktivitäten des Nationalsozialistischen 
Untergrunds (NSU) in Baden-Württemberg und die Umstän-
de der Ermordung der Polizeibeamtin M. K.“ 

Der Landtag hat am 5. November 2014 beschlossen, einen Untersuchungsaus-
schuss gemäß Artikel 35 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg einzu-
setzen mit folgendem Auftrag:

Der Untersuchungsausschuss hat den Auftrag, umfassend aufzuklären, in wel-
cher Weise die baden-württembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden auf der 
Landesebene und mit den Bundesbehörden und anderen Länderbehörden in Zu-
sammenhang mit der Aufklärung des Mordes an der Polizeibeamtin M. K., dem 
versuchten Mord an ihrem Kollegen und der NSU-Mordserie zusammengearbeitet 
haben und welche Fehler und Versäumnisse es bei der Aufklärung der Straftaten in 
Baden-Württemberg im Rahmen der Ermittlungsarbeit und des Zusammenwirkens 
der Sicherheitsbehörden gab und welche Verbindungen des NSU und seiner Unter-
stützer nach Baden-Württemberg tatsächlich bestanden haben.

I.	 Dabei ist insbesondere zu klären,

	 1. �welche Verbindungen zwischen den Mitgliedern der Terrorgruppe NSU und 
ihren Unterstützern zu rechtsextremistischen Personen, Kreisen oder Orga-
nisationen (einschließlich der rechtsextremistischen Musikszene) in Baden-
Württemberg bestanden und ob diese Personen bzw. Personen, die diesen 
rechtsextremistischen Kreisen oder Organisationen zuzurechnen sind, an 
den Straftaten des NSU beteiligt waren, die Straftaten des NSU oder den 
NSU beim Leben im Untergrund unterstützt haben;

	 2. �ob nach dem Abtauchen des NSU-Trios in den Untergrund im Jahr 1998 
die baden-württembergischen Sicherheitsbehörden an den gezielten Fahn-
dungsmaßnahmen der thüringischen und sächsischen Sicherheitsbehörden 
oder am Informationsaustausch im Rahmen der Fahndung beteiligt waren, 
insbesondere ob den baden-württembergischen Sicherheitsbehörden die so-
genannte „Garagenliste“ des Mundlos, auf der vier Kontaktpersonen aus 
Ludwigsburg verzeichnet waren, vor dem Bekanntwerden des Trios im No-
vember 2011 vorlag;
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	 3. �ob es im Mordfall Heilbronn von den baden-württembergischen Justiz- und 
Sicherheitsbehörden Fehler und Versäumnisse bei den Ermittlungen gab 
und gegebenenfalls wie diese im Hinblick auf den Umstand, dass der Mord 
vor November 2011 nicht aufgeklärt wurde, zu bewerten sind, insbesondere 

	 • �ob es Hinweise auf einen rechtsextremistischen Hintergrund der Tat gab 
und ob ein rechtsextremistischer Hintergrund der Tat von den baden-würt-
tembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden hätte erkannt werden müs-
sen, z. B. durch Informationen der Quelle „Krokus“;

	 • �welche Auswirkungen die anfängliche Konzentration der Ermittlungen auf 
die sogenannte „Phantom-Spur“ hatte und ob die „Phantom-Spur“ zu ei-
nem früheren Zeitpunkt als solche hätte erkannt werden müssen;

	 • �wie der Hinweis des Onkels von M. K. vom 4. Mai 2007 zu bewerten ist, 
dass die Tat an seiner Nichte etwas mit den „Türkenmorden“ zu tun habe;

	 • �inwieweit und mit welchem Erkenntnisgewinn im privaten und dienstli-
chen Umfeld von M. K. ermittelt wurde;

	 • �inwieweit die Einsätze, an denen M. K. beteiligt war, ausgewertet und 
überprüft wurden und die ermittelnden Behörden hierüber Erkenntnisse 
erhielten;

	 • �welche Hinweise auf eine Beziehung der Tat ins Umfeld der organisierten 
Kriminalität in Heilbronn bestanden;

	 • �ob und ggf. welche Fehler bei technischen Fahndungsmaßnahmen, insbe-
sondere beim Kennzeichenabgleich des Wohnwagens sowie bei der Aus-
wertung von Videoaufnahmen, auftraten;

	 • �weshalb Fahndungsfotos, die nach Angaben von Zeugen gefertigt wurden, 
nicht veröffentlicht wurden;

	 4. �wie Behauptungen (u. a. in den Medien) zu bewerten sind, dass es sich 
bei M. K. und ihrem Kollegen nicht um Zufallsopfer handele und ob es 
gegebenenfalls Belege dafür gibt, dass an der Tat in Heilbronn außer den 
Mitgliedern des Trios weitere Personen beteiligt waren;

	 5. �ob Mitglieder des „European White Knights of the Ku Klux Klan (EWK 
KKK)“, dem im Jahr 2001/2002 zeitweise zwei baden-württembergische 
Polizeibeamte angehörten, an dem Mord in Heilbronn beteiligt waren und/
oder ob den baden-württembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden 
Hinweise vorlagen, dass der EWK KKK oder andere KKK-Strukturen in 
Baden-Württemberg an dieser oder an anderen Straftaten des NSU beteiligt 
waren, insbesondere

	 • �ob den baden-württembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden Hin-
weise vorlagen, dass der Gründer des EWK KKK eine Kontaktperson des 
Trios gewesen ist;

	 • �welche Rolle dabei die Tatsache spielte, dass die zwei Polizeibeamten 
derselben Einheit der Bereitschaftspolizei in Böblingen angehörten, in 
der später auch M. K. ihren Dienst tat;

	 • �ob der EWK KKK oder andere KKK-Strukturen in Baden-Württemberg 
Verbindungen zu Mitgliedern oder Unterstützern des NSU hatten;

	 • �vor dem Hintergrund des vermuteten Geheimnisverrats beim Landesamt 
für Verfassungsschutz;

	 • �die Rolle möglicher Vertrauenspersonen (VP) (z. B. „Corelli“) beim 
EWK KKK;
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	   6. �in welchem Zusammenhang F. H. in das Visier der Ermittlungen der Si-
cherheitsbehörden gekommen ist, welche Erkenntnisse über seine Zuge-
hörigkeit zur rechtsextremen Szene vorlagen und welche Erkenntnisse die 
baden-württembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden bezüglich der 
Umstände des Todes von F. H. am 16. September 2013 in Stuttgart haben; 

	   7. �ob Mitglieder des Trios, ein wegen der Unterstützung der Straftaten des 
NSU vor dem Oberlandesgericht München Angeklagter oder eine ande-
re Person auf der sogenannten „129er-Liste“ des Generalbundesanwaltes 
in der Zeit vom 1. Januar 1992 bis zum 8. November 2011 als VP oder 
Informant baden-württembergischer Sicherheitsbehörden geführt oder 
eingesetzt wurden und ob gegebenenfalls hierbei Fehler der baden-würt-
tembergischen Sicherheitsbehörden gemacht wurden, insbesondere, ob 
gegebenenfalls solche Personen die Taten der Mitglieder des NSU finanzi-
ell oder in sonstiger Weise unterstützt haben;

	   8. �ob die baden-württembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden bereits 
vor dem Bekanntwerden des Trios im November 2011 Kenntnis von der 
Existenz des NSU und seiner Straftaten hatten;

	   9. �welche Erkenntnisse den baden-württembergischen Justiz- und Sicher-
heitsbehörden zu dem Aufenthalt der Mitglieder des NSU in Baden-Würt-
temberg seit 1. Januar 1992 bis heute vorlagen, ob die Erkenntnisse den 
Zeitraum vor oder nach dem Abtauchen des Trios im Jahr 1998 betreffen 
und ob diese Erkenntnisse bereits vor dem Bekanntwerden des Trios im 
November 2011 oder erst nach dem Bekanntwerden des Trios im Zuge des 
daraufhin vom Generalbundesanwalt (GBA) eingeleiteten Ermittlungsver-
fahrens vorlagen;

	 10. �welche Erkenntnisse den baden-württembergischen Justiz- und Sicher-
heitsbehörden seit 1. Januar 1992 bis heute zu den Unterstützern und Kon-
taktpersonen der Mitglieder des NSU, die einen Bezug zu Baden-Würt-
temberg aufweisen, vorlagen, ob die Erkenntnisse den Zeitraum vor oder 
nach dem Abtauchen des Trios im Jahr 1998 betreffen und ob diese Er-
kenntnisse bereits vor dem Bekanntwerden des Trios im November 2011 
oder erst nach dem Bekanntwerden des Trios im Zuge des daraufhin vom 
GBA eingeleiteten Ermittlungsverfahrens vorlagen;

	 11. �ob die baden-württembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden bereits 
vor dem Bekanntwerden des NSU im November 2011 Kenntnis von der 
Existenz des NSU und der von ihm begangenen Straftaten hätten haben 
müssen;

	 12. �ob es Erkenntnisse darüber gibt, dass sich Personen aus Baden-Württem-
berg an den bislang bekannt gewordenen Straftaten des NSU in strafrecht-
lich relevanter Weise beteiligt haben;

	 13. �ob es Erkenntnisse darüber gibt, dass es in Baden-Württemberg ein Netz-
werk gab, welches den NSU bei seinen Straftaten oder seinem Leben im 
Untergrund in strafrechtlich relevanter Weise und durch Beschaffen von 
Waffen, Geld oder anderen Unterstützungsmaßnahmen gefördert hat;

	 14. �welche Erkenntnisse über geplante Anschlagsziele des NSU in Baden-
Württemberg vorliegen;

	 15. �ob es direkte Kontakte baden-württembergischer Justiz- und Sicherheits-
behörden oder des Innenministeriums Baden-Württemberg mit den Mit-
gliedern des NSU oder Personen der sogenannten „129er-Liste“ des GBA 
gab;
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	 16. �welche Zuständigkeiten die Justiz- und Sicherheitsbehörden des Bundes 
(Generalbundesanwalt, Bundeskriminalamt, Bundesamt für Verfassungs-
schutz) und die Justiz- und Sicherheitsbehörden des Landes Baden-Würt-
temberg nach Bekanntwerden der NSU-Terrorgruppe in Bezug auf die 
Ermittlungen zur Aufklärung des Mordfalls M. K. und gegebenenfalls 
weiterer Straftaten des NSU-Trios oder seiner Unterstützer in Baden-
Württemberg im Zusammenhang mit dem NSU-Komplex hatten;

	 17. �inwiefern und auf welcher Rechtsgrundlage nach dem Aufdecken des 
NSU Akten mit Bezug zum Untersuchungsgegenstand vernichtet wurden 
und in welchem Umfang den Auskunftsersuchen der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse des Bundes und der Länder entsprochen wur-
de;

	 18. �ob und inwieweit die Landesregierung über die Ergebnisse des NSU-
Prozesses in München informiert wurde;

	 19. �ob und inwieweit nach Bekanntwerden der NSU-Terrorgruppe die Zu-
sammenarbeit und der Informationsaustausch zwischen baden-würt-
tembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden und den Justiz- und Si-
cherheitsbehörden des Bundes und der Länder Sachsen und Thüringen 
erfolgte, welche Erkenntnisse dabei gewonnen wurden und wie die Er-
kenntnisse in den weiteren Ermittlungen berücksichtigt wurden;

	 20. �welche Konsequenzen die baden-württembergische Landesregierung und 
die baden-württembergischen Justiz- und Sicherheitsbehörden nach Be-
kanntwerden der NSU-Terrorgruppe aus etwaigen Fehlern oder Versäum-
nissen bei den Justiz- bzw. Sicherheitsbehörden in Baden-Württemberg, 
in anderen Bundesländern und beim Bund gezogen haben.

II.	 Der Untersuchungsausschuss solle zudem 

	 1. �dem Landtag bis zum 31. Oktober 2015 über die Untersuchungsergebnisse 
berichten, diese bewerten und Vorschläge unterbreiten, wie ggf. zu bean-
standenden Vorgängen zukünftig vorgebeugt werden kann;

	 2. �prüfen, inwiefern die in verschiedenen Gremien auf Bundes- und Landes-
ebene dargelegten Handlungsempfehlungen für die Justiz- und Sicherheits-
behörden bereits umgesetzt sind und in welchen Bereichen die Enquete-
kommission „Konsequenzen aus der Mordserie des Nationalsozialistischen 
Untergrunds (NSU)/Entwicklung des Rechtsextremismus in Baden-Würt-
temberg – Handlungsempfehlungen für den Landtag und die Zivilgesell-
schaft“ weitere Handlungsempfehlungen erarbeiten muss.


